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Tagesordnungspunkt:

Nachtragssatzung und Nachtragshaushalt des Landschaftsverbandes Rheinland 
für das Haushaltsjahr 2017

Beschlussvorschlag:

Der Nachtragssatzung des Haushaltsjahres 2017 einschließlich Nachtragshaushaltsplan 
und Anlagen wird unter Berücksichtigung der Beschlussfassung zu Antrag 14/188 gemäß 
Vorlage 14/2391 zugestimmt.

UN-Behindertenrechtskonvention (BRK):

Diese Vorlage berührt eine oder mehrere Zielrichtungen des
LVR-Aktionsplans zur Umsetzung der BRK.

nein

Gleichstellung/Gender Mainstreaming:

Diese Vorlage berücksichtigt Vorgaben des LVR-Aktionsplanes für 
Gleichstellung, Familienfreundlichkeit und Gender Mainstreaming.

nein

Finanzielle Auswirkungen auf den Haushalt (lfd. Jahr):
Produktgruppe:

Erträge: Aufwendungen:

Veranschlagt im (Teil-)Ergebnisplan /Wirtschaftsplan

Einzahlungen: Auszahlungen:

Veranschlagt im (Teil-)Finanzplan /Wirtschaftsplan

Bei Investitionen: Gesamtkosten der Maßnahme:

Jährliche ergebniswirksame Folgekosten:

Die gebildeten Budgets werden unter Beachtung der Ziele eingehalten

L u b e k
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Zusammenfassung: 
 

Nach § 11 Abs. 2 der Zuständigkeits- und Verfahrensordnung berät der Finanz- und 

Wirtschaftsausschuss die Haushaltsatzung und den Haushaltsplan.  

 

Nach § 3 Abs. 1 Ziffer 1 der Zuständigkeits- und Verfahrensordnung hat der 

Landschaftsausschuss die Beschlüsse der Landschaftsversammlung vorzubereiten. 

 

Nach § 7 Abs. 1 Buchstabe e) der Landschaftsverbandsordnung beschließt die 

Landschaftsversammlung über den Erlass der Haushaltssatzung sowie über die 

Landschaftsumlage. 

 

In der nachfolgenden Begründung wird der derzeitige Beratungsstand des Entwurfs des 

Nachtragshaushaltsplans 2017 unter Berücksichtigung des Antrags 14/188 der Fraktionen 

von CDU und SPD im Einzelnen dargestellt. 
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Begründung der Vorlage Nr. 14/2391: 
 

Der Entwurf der Nachtragssatzung des Landschaftsverbandes Rheinland für das 

Haushaltsjahr 2017 wurde am 13. Oktober 2017 in die Landschaftsversammlung Rheinland 

eingebracht. Die Verabschiedung des Nachtragshaushaltes 2017 durch die 

Landschaftsversammlung Rheinland ist für den 15. Dezember 2017 vorgesehen.  

 

 

1.  Benehmensherstellung / Einwendungen / Öffentliche Auslegung 
 
Benehmensherstellung  

Die Beteiligungsrechte der Mitgliedskörperschaften zur Festsetzung des Umlagesatzes 

ergeben sich aus § 23 Abs. 2 Landschaftsverbandsordnung (LVerbO) in Verbindung mit 

§ 55 Kreisordnung NRW (KrO NRW). Die Benehmensherstellung zur Festsetzung der 

Landschaftsumlage wurde am 1. September 2017 mit dem Versand des 

Benehmensschreibens eingeleitet. Gegenstand der Benehmensherstellung ist lediglich die 

Bestimmung des Umlagesatzes der Landschaftsumlage und nicht die Haushaltsplanung 

insgesamt.  

 

Einwendungen  

Zwischenzeitlich liegen mehrere Einwendungen im Sinne des § 23 Abs. 2 LVerbO i. V. m. 

§ 55 KrO NRW vor. Zu diesem Sachverhalt wird dem Finanz- und Wirtschaftsausschuss, 

dem Landschaftsausschuss und der Landschaftsversammlung eine gesonderte Vorlage 

(14/2374) mit einer Beschlussempfehlung zugeleitet. 

 

Öffentliche Auslegung  
Der Entwurf der Nachtragssatzung 2017 mit Nachtragshaushaltsplan und Anlagen liegt 

nach vorheriger öffentlicher Bekanntmachung gem. §§ 7 Abs. 1 und 23 Abs. 4 LVerbO 

i. V. m. §§ 78 ff. Gemeindeordnung NRW (GO NRW) öffentlich seit dem 29. November 

2017 bis zum 12. Dezember 2017 zur Einsicht aus. 

 

 

2.  Beratung in den Fachausschüssen 
 

Der Entwurf des Nachtragshaushalts 2017 wurde mit Vorlage 14/2248 am 13. Oktober 

2017 in die Landschaftsversammlung Rheinland eingebracht und nachfolgend an den 

Sozialausschuss aufgrund der Zuständigkeit für die Produktgruppe 017 im LVR-Haushalt 

und den Finanz- und Wirtschaftsausschuss aufgrund der Zuständigkeit für die 

Produktgruppe 048 im LVR-Haushalt als zuständige Fachausschüsse verwiesen. 

 

Sozialausschuss (Vorlage 14/2384 vgl. Anlage 1, Sitzung am 21. November 2017): 

Der Sozialausschuss hat die Vorlage 14/2384 für die Produktgruppe 017 in der 

Zuständigkeit des Sozialausschusses einvernehmlich zur Beratung in den Finanz- und 

Wirtschaftsausschuss verwiesen. Die Beratung erfolgt nunmehr im Rahmen des 

Gesamthaushalts und unter Berücksichtigung des Antrags 14/188 der Fraktionen von CDU 

und SPD vom 15. November 2017 mit Vorlage 14/2391. 
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Finanz- und Wirtschaftsausschuss (Vorlage 14/2383) 

Die Beratung der in die Zuständigkeit des Finanz- und Wirtschaftsausschusses fallende 

Produktgruppe 048 erfolgt in der Sitzung des Finanz- und Wirtschaftsausschusses am  

6. Dezember 2017. 

 

 
3. Beratung des Nachtragshaushaltes 2017 
 

Im Rahmen der Beratung des Nachtragshaushaltes 2017 berät der Finanz- und 

Wirtschaftsausschuss den Antrag 14/188 der Fraktionen von CDU und SPD sowie die 

Nachtragssatzung 2017 (vgl. Anlage 2) einschließlich des Nachtrags-Ergebnisplans 2017 

(vgl. Anlage 3) und des Nachtrags-Finanzplans 2017 (vgl. Anlage 4). Soweit sich aus der 

Beratung im Finanz- und Wirtschaftsausschuss weitere Änderungen ergeben, wird dem 

Landschaftsausschuss und der Landschaftsversammlung die geänderte Nachtragssatzung 

im Rahmen einer Ergänzungsvorlage zur Beschlussfassung vorgelegt. Zur Beratung im 

Finanz- und Wirtschaftsausschuss wurde der Antrag 14/188 der Fraktionen von CDU und 

SPD, der noch unter einem Beschlussvorbehalt steht, eingewertet. 

 

Der Landschaftsausschuss beschließt empfehlend über den Gesamtnachtragshaushalt 

in seiner Sitzung am 13. Dezember 2017. Soweit sich aus der Beratung im 

Landschaftsausschuss weitere Änderungen ergeben, wird der Landschaftsversammlung die 

geänderte Nachtragssatzung im Rahmen einer Ergänzungsvorlage zur Beschlussfassung 

vorgelegt. 

 

Danach wird der Nachtragshaushalt 2017 in der vom Landschaftsausschuss empfohlenen 

Fassung durch die Landschaftsversammlung Rheinland in der Sitzung am 

15. Dezember 2017 abschließend beraten und beschlossen. 

 

 

4.  Antrag der Fraktionen zum Nachtragshaushaltsplanentwurf 2017  
 

Mit Antrag 14/188 vom 15. November 2017 haben die Fraktionen von CDU und SPD  

eine weitere Absenkung der Landschaftsumlage um 0,25 Prozentpunkte auf insgesamt  

0,75 Prozentpunkte eingebracht. Durch eine entsprechende Absenkung der 

Landschaftsumlage würde sich ein Umlagesatz von 15,40 % ergeben. Die daraus 

resultierende finanzielle Entlastung der Mitgliedskörperschaften würde rd. 120,2 Mio. Euro 

betragen (vgl. Anlage 5). 

 

Weitere Anträge liegen zum aktuellen Zeitpunkt nicht vor. 

 

 

5.  Auswirkungen des Antrags 14/188 der Fraktionen von CDU und SPD 
auf den Nachtragshaushaltsplanentwurf 2017 

 

Im am 13. Oktober 2017 eingebrachten Nachtragshaushaltsplanentwurf 2017 ist nach der 

Planung des Finanzbedarfs auf der Grundlage der prognostizierten Haushalts-

verbesserungen eine Absenkung des Umlagesatzes um 0,5 Prozentpunkte auf 15,65% 
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vorgesehen. Bei einer Absenkung des Umlagesatzes um 0,75 Prozentpunkte ergeben sich 

zusätzliche Ertragsminderungen in Höhe von rd. 40,1 Mio. Euro. 

 

Die weiteren positiven Entwicklungen, die zwischenzeitlich gegenüber dem 

Nachtragshaushaltsplanentwurf für das Jahr 2017 eingetreten bzw. bis zum Jahresende 

auf der Grundlage der implementierten aussagekräftigen Prognoseverfahren im Rahmen 

der Haushaltsbewirtschaftung mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit zu erwarten 

sind, zeigen positive Aufwands- und Ertragseffekte in einer Größenordnung von 40 Mio. 

Euro auf. 

 

Danach werden Haushaltsverbesserungen in den Produktgruppen 017 und 035 der sozialen 

Leistungsbereiche prognostiziert. Über die aus dem Nachtragshaushaltsentwurf bekannten 

Entwicklungen hinaus zeichnen sich danach weitere Verbesserungen von rd. 36 Mio. Euro 

in der PG 017 in einer Vielzahl von Positionen ab, 2 Mio. Euro Mehrerträge im Bereich der 

Kriegsopferfürsorge sowie in der Allgemeinen Finanzwirtschaft (PG 048) kapitalmarkt-

bedingt verminderte Zinsaufwendungen von ebenfalls rd. 2 Mio. Euro. 

 

Die prognostizierten Haushaltsverbesserungen in der PG 035 ergeben sich aus der 

ertragswirksamen Auflösung von Einzelwertberichtigungen auf Forderungen aus dem 

Bereich der Kriegsopferfürsorge aufgrund eines im November 2017 zwischen dem LVR und 

der Bundesrepublik Deutschland abgeschlossenen Vergleichs, der außerplanmäßig zur 

Verfügung steht. 

 

Der planmäßige Jahresfehlbetrag im Haushaltsjahr 2017 würde danach rund 240.000 Euro 

betragen (vgl. Anlage 6). 

 

Die – vorbehaltlich des Beschlusses zum Antrag 14/188 der Fraktionen von CDU und  

SPD – resultierenden Veränderungen im LVR-Haushalt können dem Entwurf der Nachtrags-

haushaltssatzung (vgl. Anlage 2) sowie dem Gesamt-Ergebnis und -Finanzplan (Anlagen 3 

und 4) entnommen werden. 

 

Die im Fall eines Beschlusses zum Antrag 14/188 der Fraktionen von CDU und SPD 

resultierenden, auf die einzelnen Mitgliedskörperschaften des LVR entfallenden 

Erstattungsbeträge, basierend auf den für das Haushaltsjahr 2017 geltenden 

Umlagegrundlagen, können der beigefügten Anlage 5 entnommen werden. 

 

6. Weiteres Vorgehen 
 

Der Nachtragshaushalt des LVR wird nach Beschlussfassung durch die Landschafts-

versammlung Rheinland am 15. Dezember 2017 zeitnah der Kommunalaufsicht zur 

Genehmigung zugeleitet.  

 

Unmittelbar nach Veröffentlichung der genehmigten Nachtragssatzung wird die durch die 

Mitgliedskörperschaften zu leistende Landschaftsumlage für das Jahr 2017 rückwirkend 

festgesetzt. 

 

In Vertretung 

 

H ö t t e 









Nachtragssatzung zur Haushaltssatzung des Landschaftverbands Rheinland    Anlage 2 

für das Haushaltsjahr 2017  
 

Aufgrund der §§ 7 und 23 der Landschaftsverbandsordnung für das Land Nordrhein-Westfalen, in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. 

Juli 1994 (GV. NRW. S. 657), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 15. November 2016 (GV. NRW. S. 966) in Verbindung mit  

§ 81 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), 

zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 15. November 2016 (GV. NRW. S. 966), in Kraft getreten am 29. November 2016, hat die 

Landschaftsversammlung mit Beschluss vom ____________ folgende Nachtragssatzung zur Haushaltssatzung vom 21. Dezember 2016 

erlassen: 

 

 

§ 1  

Ergebnisplan und Finanzplan 
 

Mit dem Nachtragshaushaltsplan werden 

 

 die bisherigen 
festgesetzten 

Gesamtbeträge 
 
 

 

EUR 

 

vermindert 
um 

 
 
 

 

EUR 

 

und damit der 
Gesamtbetrag des 

Haushaltsplans 
einschl. Nachträge 

festgesetzt auf 

 

EUR 

 
Ergebnisplan 

Erträge 
Aufwendungen 
 

 

3.966.573.262 
3.980.324.884 

 

84.488.512 
98.000.000 

 

 

3.882.084.750 
3.882.324.884 

Finanzplan 
aus laufender Verwaltungstätigkeit: 
Einzahlungen 

Auszahlungen 
 
aus der Investitionstätigkeit: 

Einzahlungen 
Auszahlungen 
 
aus der Finanzierungstätigkeit: 

Einzahlungen 
Auszahlungen 
 

 
 

3.912.992.984 

3.945.118.337 
 
 

53.672.732 
104.352.174 

 
 

209.608.300 
76.054.300 

 
 

100.488.512 

98.000.000 
 

 
 

3.812.504.472 

3.847.118.337 
 
 

53.672.732 
104.352.174 

 
 

209.608.300 
76.054.300 

 

 

https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_bestand_liste?anw_nr=6&l_id=10664&val=10664&seite=496&sg=0&menu=1


§ 2  
Kreditermächtigungen für Investitionen 

 

Der bisher festgesetzte Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme für Investitionen erforderlich ist, wird nicht geändert. 

 

 

§ 3  

Verpflichtungsermächtigungen 
 

Der bisher festgesetzte Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen, der zur Leistung von Investitionsauszahlungen in künftigen Jahren 

erforderlich ist, wird nicht geändert. 

 

 

§ 4  

Ausgleichsrücklage und Allgemeine Rücklage 
 

Die Verringerung der Ausgleichsrücklage zum Ausgleich des Ergebnisplans wird gegenüber der bisherigen Festsetzung in Höhe von  

13.751.622 EUR um 13.511.488 EUR vermindert und damit auf 240.134 EUR festgesetzt. 

 

 

§ 5  
Kredite zur Liquiditätssicherung 

 

Der bisher festgesetzte Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditätssicherung in Anspruch genommen werden dürfen, wird nicht geändert. 

 

 

§ 6  

Umlagen 
 

Die gemäß § 22 der Landschaftsverbandsordnung für das Land Nordrhein-Westfalen zu erhebende Umlage wird für 2017 von 16,15 %  

um 0,75 Prozentpunkte auf 15,40 %, entsprechend der für das Haushaltsjahr 2017 geltenden Bemessungsgrundlagen, festgesetzt. 

Die Umlagesenkung wird durch gesonderten Bescheid umgesetzt. 

 

 

 

 

 

 

 

 



§ 7  
Stellenplan 

 

Die bisher festgelegten Regelungen zum Stellenplan werden nicht geändert. 

 

 

 

 

Köln, Dezember 2017 

 

 

Bestätigt: 

 

 

 

 

 

U l r i k e  L u b e k 

Direktorin 

des Landschaftsverbandes 

Rheinland 

 

 

Aufgestellt: 

 

 

 

 

 

R e n a t e  H ö t t e 

                                         Kämmerin 

des Landschaftsverbandes 

Rheinland 

 

 

 











Veränderungsnachweis zum Nachtragshaushalt 2017 (vorbehaltlich: Beschluss zum Antrag 14/188) Anlage 6

Jahr PG

Entwurf 

Nachtragshaushalt 2017

(Zuschussbedarf)

Veränderungen Erläuterungen Haushalt

2017 übrige
Planfehlbetrag Einbringung

Nachtragshaushalt 2017
- vgl. Vorlage 14/2248 unter 3.1 177.297

017 2.437.753.394 -36.000.000
Minderaufwendungen und Mehrerträge

(verschiedene Positionen)
-36.000.000

035 9.409.047 -2.000.000 Erstattung des Bundes für Vorjahre -2.000.000

048 40.062.837 Senkung Umlagesatz um 0,25 %

048 -2.000.000 Reduzierung Zinsaufwand

62.837 Planfehlbetrag nach Veränderungen 240.134

38.062.837-2.859.426.500
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